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Liegenschaftsunterhaltskosten im Kanton Aargau

Bei Liegenschaften im Privatvermögen 
können die Unterhaltskosten, die Versi-
cherungsprämien und die Kosten der 
Verwaltung durch Dritte vom steuerba-
ren Einkommen in Abzug gebracht wer-
den. Sie finden ausführliche Informatio-
nen darüber auf der Homepage des 
Kantonalen Steueramtes www.ag.ch 
(natürliche Personen / Merkblätter).

Unterschieden werden muss immer, ob 
es sich um eine echte Renovation/
Sanierung handelt (Ersatz in gleicher 
Bauqualität) oder um eine Investition (Er-
satz in höherwertiger Ausführung und/
oder Ein-/Ausbau von etwas Neuem).

Wird zum Beispiel ein defekter Dach-
stuhl nicht bloss renoviert im Sinne einer 
Werterhaltung, sondern wird die Dach-
gestaltung in Bezug auf Form und 
Ausbau verändert, müssen alle Kosten 
gesplittet werden, in Unterhalt und In-
vestition. Meistens gelten diese dann 
als Investitionen und sind nicht abzugs-
berechtigt. Denn durch die vorgenom-
mene Dachsanierung hat sich nicht nur 
die Gestalt und Form des Gebäudes ver-
ändert, sondern auch der Wert der Lie-
genschaft.

Zu den nicht abzugsfähigen Umbauten 
gehören auch Grundrissveränderungen 
(eine Türe wird verschoben) oder Verän-
derungen der Fassade (ein Fenster wird 
in seiner Grösse oder in seiner Position 
verändert) sowie Garten-Neugestaltun-
gen. Muss eine Kanalisationsanschluss-
leitung altershalber ersetzt werden und 
wird nicht mehr dieselbe Linienführung 
gewählt, gilt dies als neue eigenständige 
Baute und ist demnach nicht abziehbar. 

Auch Auflagen von Behörden wie die 
Sicherung eines Schwimmbades durch 
Erstellung eines Gartenzaunes führen 
nicht automatisch zu einem Abzug als 
Liegenschaftsunterhalt.

Energiesparende und dem Umwelt-
schutz dienende Massnahmen sind 
abziehbar, soweit dies auch bei der di-
rekten Bundessteuer Gültigkeit hat (§39 
Abs.2 STG). Jedoch gilt ein Umbau einer 
Pergola in einen Wintergarten weder als 
energiesparende Massnahme noch als 
Liegenschaftsunterhalt. Die Sitzplatz-
verglasung ist bei objektiv-technischer 
Betrachtung eine Wohnraumerweite-
rung und nicht eine Energiesparmass-
nahme.

Investitionsrechnungen sind nicht nur 
bis zum Ablauf der Garantiefrist aufzube-
wahren, sondern bis zum Verkauf der 
Liegenschaft, längstens 30 Jahre. Inves-
titionskosten können bei der Grund-
stückgewinnsteuer zum Abzug gebracht 
werden.

Werden Unterhaltsrechnungen bei der 
ordentlichen Steuer nicht geltend ge-
macht, können diese bei einer späteren 
Grundstückgewinnsteuer nicht mehr ab-
gezogen werden.

Bei ausserkantonalen Liegenschaften 
können Unterhaltskosten vom Kanton 
Aargau anders beurteilt werden als vom 
Kanton der betreffenden Liegenschaft.

Gerne sind wir Ihnen bei entsprechen-
den Detailabklärungen behilflich.

Mit freundlichen Grüssen
Merki Treuhand AG
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Arbeitsrechtliche Änderungen

In der Folge werden Entwicklungen in 
arbeitsgerichtlichen Entscheiden zur 
Kündigungs-Praxis der letzten zwei 
Jahre dargestellt: 

1. «Normale» Kündigung

–– Es reicht für eine Kündigung aufgrund 
sexueller Belästigung nicht, wenn sich 
Frauen wegen taxierender Blicke 
ausgezogen fühlen. Ob eine Handlung 
als sexuelle Belästigung gilt, ist im kon-
kreten Zusammenhang zu beurteilen. 
Sexuell motivierte Äusserungen aus-
serhalb des Arbeitsbereichs sind für 
eine Kündigung unbeachtlich.

–– Eine Kündigung ist nicht zwingend 
diskriminierend, wenn einer stillenden 
Mutter, die während der Stillzeit ihre 
Arbeiten von zu Hause aus erledigt, 
infolge des Personalabbaus gekündigt 
wird.

–– Der Arbeitgeber kann dann kündigen, 
wenn er Weisungen über die Arbeit und 
das Verhalten im Betrieb erteilt und sich 
der Arbeitnehmer nicht daran hält. Geht 
der letztere davon aus, dass diese 
Weisungen widerrechtlich, unsittlich 
oder persönlichkeitsverletzend sind, hat 
er dies dem Arbeitgeber mitzuteilen 
und darf nicht einfach ohne weiteres 
diese nicht befolgen.

–– Wenn mehrere Kündigungsgründe vor-
liegen, wird auf den überwiegenden 
und ausschlaggebenden Grund abge-
stellt. Ist einer der Kündigungsgründe 
missbräuchlich, trägt der Arbeitgeber 
die Beweislast, dass die Kündigung 
auch ausgesprochen worden wäre, 
wenn der missbräuchliche Grund nicht 
existiert hätte. 

–– Die Entlassung eines älteren Mitar
beiters, auch wenn er lange beim glei-
chen Arbeitgeber tätig war und kurz vor 
der Pensionierung steht, kann dann 
gerechtfertigt sein, wenn seine Ar
beitsleistung nachgewiesenermassen 
schlecht ist und ungenügende Arbeits-
zeiten vorliegen. 

–– Grundsätzlich braucht es für eine recht-
mässige Kündigung keinen besonderen 
Grund. Missbräuchlich ist sie lediglich, 
wenn sie aus einem unzulässigen 
Grund ausgesprochen wird, worunter 
auch die Art und Weise der Kündigung 
fallen kann (z. B. der wiederholte Vor-
wurf illoyalen Verhaltens auch gegen-
über Dritten).

–– Wer eine Entschädigung wegen miss-
bräuchlicher Kündigung geltend ma-
chen will, muss vor Ablauf der Kündi-
gungsfrist, auch wenn diese nur sehr 
kurz ist (im fraglichen Fall drei Tage), 
Einsprache erheben. 

–– Längere, auch krankheitsbedingte Ar-
beitsunterbrüche sind in einem qualifi-
zierten Zeugnis zu erwähnen, wenn sie 
im Verhältnis zur gesamten Vertrags-
dauer ins Gewicht fallen.

2. Fristlose Kündigung 

–– Wenn der Beschluss über die Kün
digung von einem mehrköpfigen Gre-
mium gefasst werden muss, kann eine 
fristlose Kündigung, auch wenn sie erst 
innerhalb einer Woche ausgesprochen 
wird, noch rechtzeitig sein. 

–– Neu können unwahre Angaben im 
Bewerbungsverfahren eine fristlose 
Entlassung rechtfertigen, sofern sie für 
die Anstellung von ausschlaggebender 
Bedeutung waren.

–– Hat der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
gekündigt und freigestellt, gilt auch 
während dieser Zeit die Treuepflicht, 
weshalb die Verweigerung der Aus-
kunftspflicht durch den Arbeitnehmer, 
sofern dies eine schwerwiegende 
Pflichtverletzung darstellt, zu einer 
fristlosen Kündigung führen kann. 

 
 



Kapitaleinlageprinzip –  
planen Sie jetzt die  Kapitalrückzahlung!
Am 1. Januar 2011 trat im Steuerrecht das 
so genannte Kapitaleinlageprinzip in Kraft. 
Seither können Anteilsinhaber ihre Einla-
gen, die steuerlich als Kapitaleinlagen quali-
fizieren, sowohl verrechnungssteuerfrei als 
auch einkommenssteuerfrei beziehen. 
Gemäss heutigem Aktienrecht und Kreis-
schreiben der Eidg. Steuerverwaltung 
(ESTV) zum Kapitaleinlageprinzip gelten 
Einlagen, Aufgelder und Zuschüsse als Ein-
lagen, wenn sie direkt von Inhabern der Be-
teiligungsrechte geleistet wurden und in 
der Handelsbilanz der empfangenden Kapi-
talgesellschaft oder Genossenschaft ver-
bucht und offen ausgewiesen sind. Solche 
Kapitaleinlagen sind dem einbezahlten 
Grund- oder Stammkapital gleichgestellt.
Somit unterliegen Rückzahlungen aus Re-
serven aus Kapitaleinlagen einer Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft weder der 
Einkommens- noch Verrechnungssteuer, 
sofern die Rückzahlung gesondert ausge-
wiesen wird und mit einem nur zu diesem 
Zweck dienenden Coupon erfolgt.
Es liegt allein im freien Ermessen der be-
treffenden Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft, wie sie ihre Ausschüttungen in 
steuerneutrale Rückzahlungen von Reser-
ven aus Kapitaleinlagen und steuerbare 
Ausschüttungen aus übrigen Reserven auf-
teilen will. Massgebend sind diesbezüglich 
das Verbuchen und die Qualifikation der 
Reser ven in der Handelsbilanz der aus-
schüttenden Gesellschaft. 
Eine solche steuerfreie Rückzahlung unter-
liegt bis heute einzig den bisherigen bekann-
ten Ausschüttungsbeschränkungen gemäss 
Art. 671 Abs. 3 und Abs. 4. Demnach können 
derartige Kapitaleinlagen laut ESTV ausge-
schüttet werden, wenn die allgemeinen Re-
serven 50 % (bzw. 20 % bei Holdinggesell-
schaften) des Aktienkapitals übersteigen.
Es sei an dieser Stelle jedoch angemerkt, 
dass Kapitaleinlagereserven, die zur Ausbu-
chung von handelsrechtlichen Verlustvorträ-
gen herangezogen wurden, nicht mehr 
steuerneutral an die Anteilsinhaber ausge-
schüttet werden können.
Hingegen sieht der Entwurf zur Revision 
des Aktien- und Rechnungslegungsrechts 
bezüglich des Kapitaleinlage prinzips eine 

neue Regelung in Sachen Reservenzuwei-
sung vor. Neu wird  zwischen Kapitalreser-
ven und Gewinn reserven unterschieden. 
Als Gewinnreserven gelten alle Reserven, 
die aus einbehaltenen Unternehmens-
gewinnen entstanden sind. Dagegen sind 
Kapitalreserven alle Kapitaleinlagen von Ak-
tionären, die nicht auf das Nominalkapital 
gebucht wurden (Agio und Zuschüsse).

Laut Art. 671, Abs. 2, Ziff. 1 – 3 E-OR, dürfen 
die Kapitaleinlagereserven nur noch in die-
sen Fällen verwendet werden:
 – Zur Deckung von Verlusten
 – Für Massnahmen zur Weiterführung des 
Unternehmens bei schlechtem Ge-
schäftsgang
 – Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und 
Milderung ihrer Folgen

(Diese abschliessende Aufzählung ent-
spricht übrigens der aktuell geltenden, res-
triktiven Regelung für das Verwenden von 
allgemeinen Reserven, welche die Hürde 
von 50% des Aktienkapitals (bzw. von 20 % 
bei Holdinggesellschaften) gemäss Art. 671, 
Abs. 3 OR nicht erreichen!)

Reserven aus Kapitaleinlagen unterliegen 
im Entwurf zum neuen Aktienrecht also ei-
ner rigorosen Dividendenausschüttungs-
sperre. Solche Kapitaleinlagen lassen sich in 
Zukunft somit nur noch mittels Kapitalherab-
setzung an die Aktionäre zurückführen. Hier 
gibt es wenigstens einen schwachen Trost: 
Bei einer künftigen Kapitalherabsetzung soll 
die Prüfungsbestätigung der Revisionsstel-
le dem Schuldenruf nachgelagert werden, 
und das Sicherstellungsrecht der Gläubiger 
soll bei einer vorbehaltslosen Prüfungsbe-
stätigung der Revisionsstelle entfallen. 
Bleibt zu hoffen, dass die Bestimmungen 
von Art. 671, Abs. 1, Ziffer 3 sowie Abs. 2  
E-OR nicht in die definitive Version des 
Obliga tionenrechts einfliessen werden, 
und damit keine weitreichende Aushebe-
lung des Kapitaleinlageprinzips erfolgt.

Empfehlung: Plant Ihre Gesellschaft eine 
Dividendenausschüttung, sollten Sie die 
Möglichkeit einer Ausschüttung von Kapi-
taleinlagereserven unbedingt noch unter 
aktuell gültigem Recht prüfen.
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Liquidität für KMU in 5 systematischen Schritten sichern

Alle kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) sind mit Liquiditätsrisiken konfron-
tiert. Als Ursachen gelten z. B. ungenügen-
de Eigenkapitalquote oder plötzliche Kredit-
verknappung. Sind die Liquiditätsreserven 
unzureichend, kann dies im KMU zu finanzi-
ellem Stress führen. Es ist darum äusserst 
wichtig, die Liquiditätsreserve zu definieren 
und zu quantifizieren, damit sich ausge-
hend von dieser Basis die Risikobereit-
schaft und das Liquiditätsrisikoprofil des 
KMU ableiten lassen. Zudem gilt: Liquidi-
tätsrisiken ergeben sich immer aus Ge-
schäftsrisiken, weshalb diese Teil jedes 
KMU-Risikomanagements sein sollten. 
Der Prozess eines systematischen Liquidi-
tätsrisikomanagements zählt fünf Schritte.

1. Liquiditätsrisikofaktoren 
identifizieren
Ein Liquiditätsrisiko entsteht, wenn der re-
alisierte oder effektive Geldfluss bezüglich 
Zeitpunkt oder Höhe vom erwarteten Geld-
fluss negativ abweicht. Darum müssen un-
ternehmensweit alle Cashflows ermittelt 
und zusammengefasst werden. Es sollten 
auch saisonale Trends und andere Muster 
ermittelt werden, um den Ursachen für 
Geldfluss-Schwankungen auf den Grund 
gehen zu können. Als Folge dieser Analyse 
lassen sich Cashflow-Kategorien mit be-
stimmten Risikoeigenschaften erstellen.

2. Cash-flow Erwartungswerte ableiten
Mit Hilfe der Kategorisierung kann das 
KMU Zeitpunkt und Höhe des erwarteten 
Cash-flows abschätzen. Diese Resultate 
werden mit den künftigen tatsächlichen 
Geldflüssen verglichen und in einer Abwei-
chungsanalyse abgebildet. Das KMU leitet 
seine Erwartungs-Cash-flows für jedes Pla-
nungsintervall zu den Cash-flows aus Be-
triebs-, Finanzierungs- und Investitionsakti-
vität ab und fasst diese zusammen.

3. Liquiditätsrisiken quantifizieren
Nun wird das Ausmass zukünftiger Abwei-
chungen vom Erwartungs-Cash-flow be-
rechnet. Dazu benötigt das KMU die Wahr-
scheinlichkeit des Auftretens bestimmter 
Abweichungen. Hier ist es praktisch, wenn 
historische Daten vorliegen. Ist dies nicht 
der Fall, lassen sich auch Annahmen tref-

fen. Auf Basis der Geldfluss-Verteilung für 
jedes Planungsintervall werden Risiko- 
Szenarien berechnet. Dadurch können er-
wartete negative Abweichungen von der 
erwarteten Geldfluss-Höhe für eine be-
stimmte Wahrscheinlichkeit analysiert wer-
den. Dank dieser Analyse können die Liqui-
ditätsrisiken gesteuert werden. 

4. Liquiditätsrisiken steuern
Grundsätzlich existieren zwei Steuerungs-
ansätze: Entweder werden mögliche nega-
tive Liquiditätsabweichungen durch eine 
Liquiditätsreserve abgefedert, oder es wird 
versucht, Abweichungen durch das Verrin-
gern von Liquiditätsrisiken zu begrenzen.
Bevor sich ein KMU an das Steuern der Li-
quiditätsrisiken macht, muss es seine Liqui-
ditätsrisikobereitschaft definieren. Dies ge-
schieht meistens mittels interner Szenario-
analyse und den Erwartungen externer 
Anspruchsgruppen. Während Erstere auf-
zeigt, wie hoch die Cash-flow-Abweichung 
sein darf, die das KMU bereit ist mit einer 
Liquiditätsreserve ausreichend zu decken, 
erforscht Letztere die Liquiditätsverhältnis-
se, die das KMU erreichen muss, um den 
gewünschten Bonitätsgrad zu erreichen 
bzw. zu halten. Daraus ergibt sich der Ent-
scheid, wie viele liquide Mittel gehalten 
werden sollen, um potenzielle negative 
Cash-flow-Abweichungen bezüglich einer 
gegebenen Eintretenswahrscheinlichkeit 
zu decken. Für den (Normal)Fall, dass sich 
nicht alle Risiken zu 100 % decken lassen, 
wird ein Krisenplan erstellt, der z. B. Verkäu-
fe von Vermögenswerten enthält.
Unerlässlich ist in diesem Zusammenhang 
auch die Definition von Liquiditätsrisikolimi-
ten, die als Frühwarnsystem dienen.
Zudem erweist sich hier die Optimierung des 
Netto-Umlaufvermögens als eine der effek-
tivsten und günstigsten Methoden zur Sen-
kung von Liquiditätsrisiken im KMU.

5. Liquiditätsrisiken kontrollieren
Weil die letzte Verantwortung für das Wohl-
ergehen des Unternehmens beim Verwal-
tungsrat liegt, ist dieser für die Governance 
der Liquiditätsrisiken zuständig. Der Schutz 
des Unternehmens vor einer Zahlungsunfä-
higkeit gehört zu den wichtigsten Aufgaben 
des strategischen Entscheidungsgremiums.
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